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Kurzarbeit – Kosten und Finanzierung 

Hans Rolf Flechsenhar* 

Durch das Instrument der Kurzarbeit sollen den Arbeitnehmern bei vorübergehendem Arbeits-
ausfall die Arbeitsplätze und den Betrieben die eingearbeiteten Arbeitskräfte erhalten werden. 
Den Unternehmen wird die Möglichkeit gegeben, bei vorübergehendem Arbeitsmangel ihre Per-
sonalkosten nicht durch Entlassungen, sondern durch Arbeitszeitverkürzungen anzupassen. Die 
Arbeitnehmer erhalten für die Ausfallstunden von der Bundesanstalt Kurzarbeitergeld (Kug) in 
Höhe von 68 % des Nettolohnes. 
Im vorliegenden Beitrag wird beispielhaft für das Jahr 1977 untersucht, welche Kosten und finan-
ziellen Wirkungen durch die Institution der Kurzarbeit ausgelöst werden. Der durchschnittlichen 
Zahl von 231 000 Kurzarbeitern (555 000 Fälle) und den durch Kurzarbeit ausgefallenen Ar-
beitsstunden entsprechen 1977 gesamte Personalkosten in Höhe von 1524 Mio DM. Die Finan-
zierung dieser Kurzarbeitskosten wird in einer Modellrechnung ermittelt. An der Finanzierung 
sind 6 Kostenträger beteiligt: 
- Die Unternehmen tragen während der Ausfallzeit einen Eigenbehalt von ca. 28 % der Per-
sonalkosten (1977 = 424 Mio DM), da sich insbesondere die Lohnzusatzkosten durch die Kurz-
arbeit nicht anteilig reduzieren. Daneben können, durch tarifliche Regelungen bedingt, auch di-
rekte Lohnkosten verbleiben. Andererseits werden den Betrieben die höheren Alternativkosten 
im Falle von Entlassungsmaßnahmen und späteren Wiedereinstellungen erspart. 
- Die Arbeitnehmer haben während der Ausfallzeit einen Einkommensausfall, da ihnen durch 
das Kug nur 68 % des potentiellen Nettolohnes (ohne Berücksichtigung von Überstunden) ersetzt 
werden. Dieser Prozentsatz erhöht sich jedoch durch Steuerersparnisse und je nach dem 
Ausmaß der Arbeitszeitverkürzung auf bis zu 99 %. Der insgesamt entstandene Einkommens-
ausfall beziffert sich für 1977 auf 130 Mio DM. 
- Die Gebietskörperschaften haben durch die Kurzarbeit einen Steuerausfall für die Ausfallzeit 
und   darüber   hinaus,   bedingt   durch   die   Steuerprogression,   einen   Degressionsverlust   für   das 
Steueraufkommen während der Restarbeitszeit. Der Steuerausfall betrug 1977 rund 223 Mio DM. 
- Die Bundesanstalt für Arbeit finanziert das Kurzarbeitergeld sowie 75 % der auf die Aus-
fallzeit entfallenden Renten- und 50 % der entsprechenden Krankenversicherungsbeiträge. Sie hat 
ferner einen Einnahmeausfall an Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung. Die Gesamtaufwendungen 
der BA beliefen sich 1977 auf 623 Mio DM. (Leistungen in Höhe von weiteren 38 Mio DM 
wurden nicht in Anspruch genommen). 
- Die gesetzliche Krankenversicherung finanziert während der Ausfallzeit das Kug für die er-
krankten Arbeitnehmer, 1977 mit 67 Mio DM. 
- Die Berufsgenossenschaften  als Träger  der gesetzlichen  Unfallversicherung haben  durch  die 
Kurzarbeit einen Beitragsausfall, der sich 1977 auf 19 Mio DM beiief. 
Durch die Institution der Kurzarbeit wird eine vorübergehende und solidarische Umverteilung 
an nicht nachgefragtem Arbeitsvolumen ermöglicht. Für die Unternehmen werden durch die Kurz-
arbeit Entlassungs- und spätere Wiederbeschaffungskosten, für die Bundesanstalt die Kosten der 
Arbeitslosigkeit und für die Arbeitnehmer stärkere Einkommenseinbußen und soziale Härten im 
Falle der Vollarbeitslosigkeit vermieden. 
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* Hans Rolf Flechsenhar ist Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der 
alleinigen Verantwortung des Autors. 

1) Zu den gesetzlichen Grundlagen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
vgl. § 63 bis 73 Arbeitsförderungsgesetz. 

1. Ziel der Untersuchung 

Die Kurzarbeit hat als Maßnahme der prophylaktischen 
Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren eine zuneh-
mende Bedeutung erreicht und wird besonders seit der 
Rezession des Jahres 1975 in großem Umfang zur Stabi-
lisierung der Beschäftigung eingesetzt. Zur Finanzierung 
der Kurzarbeit wurden von der Bundesanstalt für Arbeit 
im Haushaltsjahr 1975 insgesamt 2,2 Mrd. DM, 1976 
fast l Mrd. DM und 1977 0,6 Mrd. DM aufgewendet. 

Das arbeitsmarktpolitische Ziel der Kurzarbeit besteht 
darin, durch die Gewährung von Kurzarbeitergeld (Kug) 
bei vorübergehendem Arbeits- oder Auftragsmangel den 
Arbeitnehmern die Arbeitsplätze und den Betrieben die 
eingearbeitete Belegschaft zu erhalten (§ 63 AFG)1). 
Voraussetzung ist, daß der eingetretene Arbeitsausfall 
unvermeidbar ist und auf wirtschaftlichen Ursachen, be-
trieblichen Strukturveränderungen oder auf einem unab-
wendbaren Ereignis beruht (§ 64). Das Kurzarbeitergeld 
wird normalerweise bis zu einer Regelbezugsfrist von 
6 Monaten gewährt. Dadurch sollen gerade bei kurz-
fristigen Beschäftigungseinbrüchen Arbeitsverhältnisse 
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und Arbeitsplätze erhalten, Entlassungen und damit ver-
bundene Arbeitslosigkeit vermieden werden. 
Die arbeitsmarktpolitische Zielsetzung und Notwendig-
keit dieser Maßnahme wird von Unternehmen, Gewerk-
schaften und der Arbeitsverwaltung allgemein anerkannt. 
Vereinzelt wird die Effizienz der Kurzarbeit jedoch auch 
in Frage gestellt, da zwar Arbeitsplätze gesichert, eine 
Gewinn- bzw. Kostensubventionierung der betroffenen 
Betriebe aber vermieden werden soll2). 
Eine Aufgabe der Arbeitsmarktforschung ist es, das ge-
gebene beschäftigungspolitische Instrumentarium zu ana-
lysieren und auf seine Beschäftigungswirkung, auf Ver-
teilungseffekte, auf finanzwirtschaftliche, individuell-so-
ziale und betriebswirtschaftliche Aspekte hin zu unter-
suchen. Im Falle des Instruments Kurzarbeit wären die 
vordringlichsten Fragen, ob die angestrebte Erhaltung 
der Arbeitsplätze und der eingearbeiteten Belegschaft er-
reicht wird und ob die Verteilung der durch den Arbeits-
ausfall entstehenden Kosten der Verteilung der Risiken 
und der Interessenlage aller Beteiligten entspricht. Der 
beschäftigungspolitische Effekt und die Entlastungswir-
kung der Kurzarbeit wurden vom IAB bereits in den 
jährlichen Auswirkungsrechnungen dargestellt3) und sollen 
in einem weiteren Beitrag erörtert werden. Ziel des 
vorliegenden Beitrages ist es, eine Zusammenschau der 
finanziellen Aspekte der Kurzarbeit zu geben. Dabei 
werden die finanziellen Wirkungen für alle an der Kurz-
arbeit beteiligten Gruppen, für Arbeitgeber, Arbeitneh-
mer, für die Gebietskörperschaften und für die Sozial-
versicherungsträger verdeutlicht. 
Da die Kurzarbeit immer von den Unternehmen initiiert 
wird, soll zunächst die Wirkung auf die Kostensituation 
der Betriebe dargestellt werden. Danach wird auf den 
Einkommensverlauf der Arbeitnehmer und die daraus 
resultierende Beteiligung des Fiskus an der Finanzierung 
der Kurzarbeit eingegangen. Anschließend werden die 
finanziellen Aufwendungen der Sozialversicherungsträ-
ger, insbesondere die der Bundesanstalt und die der ge-
setzlichen Krankenversicherung aufgezeigt. Abschließend 
wird die Finanzierung der Kurzarbeit noch einmal in 
einer Gesamtübersicht und durch eine graphische Dar-
stellung veranschaulicht. 

2. Die Wirkungen der Kurzarbeit auf 
den Kostenverlauf der Betriebe 

Ausgangspunkt der registrierten Kurzarbeit ist das An-
zeige- und Anmeldeverfahren der Betriebe bei der 
Arbeitsverwaltung. Im Unterschied zu anderen Maßnah-
men und Leistungen der Arbeitsverwaltung betrifft bei 
der Kurzarbeit das Beschäftigungsrisiko nicht das ein-
zelne Individuum, sondern immer eine Mehrzahl von 
Beschäftigten eines Betriebes bzw. einer Betriebsabteilung. 
Aufgrund dieser Initiierung der Kurzarbeit von betrieb-
licher Seite soll die finanzielle Wirkung zunächst anhand 
des Kostenverlaufs der Betriebe dargestellt werden. 
Durch das Instrument Kurzarbeit bietet sich für die 
Unternehmen die Möglichkeit, im Falle von rückläufigen 
Umsätzen und Erlösen die Personalkosten nicht durch 
Entlassungen, sondern durch eine Arbeitszeitverkürzung 
anzupassen. Die betriebliche Arbeitskapazität soll also 

2) Vgl.  z. B.  Henkelmann, W., Problematische Kurzarbeit,  in Soziale Si-
cherheit 25. Jahrgang, Nr. 5 — 1976, S. 146 ff. 

3) Vgl. Autorengemeinschaft des IAB, Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik   
Deutschland   1978   (insgesamt   und   regional).   Entwicklung,   Struk-
turprobleme,   arbeitsmarktpolitische   Maßnahmen,   in:   MittAB   1/1978, 
S. 50 ff., hier S. 60 bis 61. 

durch die Arbeitszeitkomponente und nicht durch die 
Personenkomponente reduziert werden. Dies ist beson-
ders bei einem als vorübergehend einzuschätzenden 
Arbeitsmangel auch gesamtwirtschaftlich vorteilhaft, weil 
dadurch eventuelle Entlassungs- und spätere Wiederbe-
schaffungskosten und damit verbundener Vermittlungs-, 
Einarbeitungs- und Anlernaufwand vermieden werden. 
Der kostenwirtschaftliche Ansatzpunkt dieses Instru-
ments liegt für die Unternehmen also in der vorüberge-
henden Reduzierung der Lohn- und Gehaltskosten. 

2.1 Der Verlauf der direkten Lohnkosten 
In Form der Kurzarbeit bietet sich den Unternehmen ein 
Instrument, mit dem die Lohnkosten unmittelbar und 
kurzfristig beeinflußbar sind, denn sofort und gleichzeitig 
mit der Arbeitszeitverkürzung wird auch das vom 
Betrieb zu zahlende Arbeitsentgelt gekürzt, das heißt, der 
Betrieb hat z. B. beim Übergang von der 5-Tage- zur 4-
Tage-Woche auch nur 80 % des normalen Vollohnes zu 
zahlen. Dies gilt in erster Linie beim Zeitlohn, bei dem 
das Arbeitsentgelt unmittelbar von der Dauer der gelei-
steten Arbeitszeit abhängt. Beim Stundenlohn entfallen 
zunächst die Nettolohnkosten pro Ausfallstunden. 

 
in einen durchschnittlichen Stundenlohn umgerechnet und 
dann pro Ausfallstunde um diesen Betrag verringert 
wird. Bei einer wöchentlichen Normalarbeitszeit von 40 
Stunden ergibt sich demnach eine durchschnittliche monat-
liche Arbeitszeit von 173,3 Stunden und pro Ausfall-
stunde eine Lohnkürzung um 1/173 des Monatsgehaltes 
Dies entspricht auch einer Vielzahl von tarifvertraglichen 
Vereinbarungen. 
Beim Leistungslohn ergibt sich eine Lohnsenkung dadurch, 
daß in der verkürzten Arbeitszeit die geleistete Akkord-
menge absolut abnimmt. Der idealtypische Kostenverlauf 
einer zur Arbeitszeitverkürzung proportionalen Lohn-
kostensenkung kann in der Praxis allerdings durch eine 
Vielzahl von gesetzlichen und tariflichen Regelungen 
modifiziert werden. Bei der Durchführung der Lohn- und 
Gehaltskürzungen sind nämlich die unterschiedlichen 
tarifvertraglichen Regelungen für Arbeiter und Ange-
stellte in den einzelnen Wirtschaftszweigen und Tarif-
bezirken zu beachten. Nach einer Information des Bun-
desministeriums für Arbeit existieren z. 2. 269 Mantel-
tarifverträge mit Bestimmungen zur Kurzarbeit. 

Tarifliche Bagatellklauseln 
Die meisten dieser Manteltarifverträge enthalten zunächst 
eine Bagatellklausel, d. h. sie legen einen gewissen Min-
destausfall von 2, 3 oder 4 Stunden pro Woche fest, be-
vor eine Lohn- oder Gehaltskürzung erfolgen kann. In 
§ 5 (3) des Manteltarifvertrages für die Angestellten der 
rheinland-pfälzischen Textilindustrie vom 26. 5. 77 heißt 
es z.B.: „Mit der Einführung der Kurzarbeit ist eine 
Gehaltskürzung verbunden, die im Verhältnis zur Kür-
zung der Arbeitszeit erfolgt. Bei Kurzarbeit bis zu 37 
Stunden erfolgt jedoch kein Gehaltsabzug.“ 
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Diese Klauseln entsprechen im wesentlichen dem gesetz-
lichen Mindestausfall von 10 % als Anspruchsvorausset-
zung für den Bezug von Kurzarbeitergeld (§ 64 AFG). 

Tarifliche Mindestlohngarantien 
Insgesamt 75 dieser Tarifverträge enthalten weiter-
gehende Sonderregelungen für die Lohn- oder Gehalts-
kürzung. Die erste Gruppe davon sind die tariflichen 
Mindestlohn- und Gehaltsgarantien. Diese Garantieklau-
seln gelten bisher überwiegend für die Angestellten. Sie 
bewirken, daß den Beschäftigten im Falle der Kurzarbeit 
ein bestimmter Prozentsatz ihres Normallohnes garan-
tiert wird. Dies kann entweder direkt dadurch geschehen, 
daß der Gehaltsabzug auf einen bestimmten Prozentsatz 
des Normallohnes begrenzt wird, oder indirekt dadurch, 
indem die Möglichkeit der Arbeitszeitverkürzung durch 
Vorgabe einer Mindeststundenzahl eingeschränkt wird. 
So gibt es z.B. in den 17 Tarifgebieten der Metallindu-
strie Garantieklauseln sowohl in Form von prozentualen 
Beschränkungen des Gehaltsabzugs als auch in Form von 
festgesetzten Mindeststundenzahlen. Im Manteltarifver-
trag für die Angestellten im Tarifgebiet Berlin vom 
28. 4. 1971 lautet die Garantieklausel z. B. wie folgt: 
(§ 4) „Sinkt die angeordnete wöchentliche Arbeitszeit auf 
weniger als 30 Stunden, so darf eine weitere Gehaltskür-
zung nicht vorgenommen werden.“ In den Kurzarbeits-
klauseln für die Metallangestellten in den Tarifgebieten 
Hamburg, Cuxhaven, Wilhelmshaven und Oldenburg 
heißt es: „Die Gehaltsminderung darf 25 % des Monats-
gehaltes nicht überschreiten“. 
Die Garantieklauseln führen in allen diesen Fällen also 
dazu, daß sich die Lohnkosten nur bis zum Erreichen des 
tariflich abgesicherten Mindestlohnes verringern und dar-
über hinaus nicht abbaufähig sind. 

Tarifliche Zuschußregelungen 
Die zweite Gruppe von Sonderregelungen sind die tarif-
lichen Zuschußregelungen. Diese gelten z. B. für die An-
gestellten der Baden-Württembergischen Metallindu-
strie4) und bundesweit für alle Beschäftigten in der che-
mischen Industrie. In den betreffenden Tarifverträgen ist 
für den Fall der Kurzarbeit die Gewährung eines betrieb-
lichen Zuschusses vereinbart, durch den die Bezüge des 
Arbeitnehmers, Kurzlohn und Kug, auf einen bestimmten 
Prozentsatz seines Normallohnes aufgestockt werden. So 
enthält z. B. der Manteltarifvertrag für die gewerblich-
lichen Arbeitnehmer und Angestellten der chemischen 
Industrie i. d. F. v. 1. 5. 1978 folgende Bestimmung (§ 7): 
„Arbeitnehmer, die Kurzarbeitergeld beziehen, erhalten 
einen Zuschuß zum Kurzarbeitergeld. Die Höhe des Zu-
schusses errechnet sich aus dem Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem infolge des Arbeitsausfalls verminderten 
Nettoarbeitsentgelt zuzüglich dem Kurzarbeitergeld und 
90 % des Nettoarbeitsentgelts, das der Arbeitnehmer 
ohne Kurzarbeit im Abrechnungszeitraum verdient 
hätte.“ 
Solche Zuschüsse haben die Folge, daß dem Betrieb ab 
einem bestimmten Ausfallvolumen (von ca. 45 – 50 %) 
auch für die Ausfallzeit gewisse Lohnkosten entstehen. 
Der Zuschuß setzt an dem Punkt des Arbeitsausfalls ein, 
an dem das Arbeitnehmereinkommen den festgelegten 
Prozentsatz des Nettoeinkommens unterschreitet. Er ver- 

4) In § 9 des MTV für Angestellte in der Metallindustrie Südbadens vom 13. 6. 
1973 heißt es: „Der Arbeitgeber hat zum Kurzgehalt und dem sich daraus zu 
errechnenden Kurzarbeitergeld einen Zuschuß zu zahlen, damit der 
Angestellte 80 % seines fest vereinbarten Monatsgehaltes erreicht“. 

größert sich mit zunehmendem Arbeitsausfall und beläuft 
sich im Falle eines völligen Arbeitsausfalls und einer 90-
prozentigen Einkommensabsicherung, wie etwa in der 
Chemieindustrie, auf maximal 22 % des Nettoentgelts, 
da in diesem Falle 68 % des Entgelts durch das Kurz-
arbeitergeld abgedeckt werden. 
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß sich die direk-
ten Lohnkosten im Falle der Kurzarbeit für die Mehr-
zahl der gewerblichen Arbeitnehmer im wesentlichen 
proportional zur Arbeitszeit verringern, während sich im 
allerdings an Bedeutung zunehmenden Bereich der kauf-
männischen und technischen Angestellten infolge von 
tariflichen Einkommensgarantien ein stark unterpropor-
tionaler Kostenverlauf ergibt. 
Wie die Abbildung l verdeutlicht, ist eine mäßige Form 
der Arbeitszeitverkürzung, und zwar innerhalb des Be-
reichs zwischen Mindestausfall und dem Einsetzen von 
Lohngarantien, unter diesen Gesichtspunkten für die 
Unternehmen am kostengünstigsten. 

2.2 Der Verlauf der Lohnzusatzkosten 

Neben den direkten Lohnkosten ist bei der Einführung 
von Kurzarbeit auch die Entwicklung der Lohnzusatz-
kosten von Bedeutung. Diese belaufen sich im Branchen-
durchschnitt auf ca. 60 – 66 % der direkten Lohnkosten. 
Hauptbestandteile der Lohnzusatzkosten sind die Kosten 
für bezahlte Freistellungen, die Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung und die Kosten für tarifliche Sonder-
zahlungen. 

Kosten für bezahlte Freistellungen 
Die Lohnzusatzkosten für bezahlte Freistellungen umfas-
sen die bezahlten Wochenfeiertage, den bezahlten Tarif-
urlaub, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und son-
stige bezahlte Freistellungen laut Tarifvertrag. Hier er-
gibt sich für die einzelnen Positionen im Falle der Kurz-
arbeit folgende Entwicklung: 
Die erste Kostenart, die Nebenkosten für bezahlte Wo-
chenfeiertage, bleiben von der Kurzarbeit völlig unbe-
rührt. Nach der Neufassung des § 65 Abs. 3 AFG im 
Zuge des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. 12. 1975 be- 
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steht Anspruch auf Kurzarbeitergeld nicht für Zeiten, 
„in denen die Arbeit aus anderen als den in § 64 genann-
ten Gründen ausfällt, insbesondere nicht für Zeiten des 
Urlaubs und für gesetzliche Feiertage“. Dadurch wird 
die Gewährung von Kug für gesetzliche Feiertage aus-
drücklich ausgeschlossen und der Betrieb auch während 
der Kurzarbeit zur vollen Lohnfortzahlung an Wochen-
feiertagen verpflichtet5). 
Ebenso bleiben auch die Zusatzkosten für den bezahlten 
Tarifurlaub von der Kurzarbeit unberührt. Die Kurz-
arbeit beeinflußt weder die Dauer des Urlaubs noch die 
Höhe des Urlaubsentgelts, denn auch bei lang andauern-
der Kurzarbeit ist der volle Tarifurlaub zu gewähren. 
Ausfalltage gelten nicht als Urlaubstage. Auch auf die 
Höhe des Urlaubsentgelts ist die Kurzarbeit ohne Ein-
fluß. Dieses bemißt sich gem. § 11 Abs. l Bundesurlaubs-
gesetz nach dem sogenannten Referenzprinzip, das heißt, 
nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst in den letz-
ten 13 Wochen vor Beginn des Urlaubs. Verdienstkür-
zungen infolge Kurzarbeit bleiben dabei ausdrücklich 
außer Betracht, so daß das Urlaubsentgelt stets in Höhe 
des Normallohnes zu zahlen ist. Die Kurzarbeit ist dem-
nach sowohl vor als auch während des Urlaubs ohne 
Auswirkungen auf das zu zahlende Urlaubsentgelt. 
Eine andere Entwicklung ergibt sich für die Kosten der 
Lohn- und Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall, denn 
diese Gruppe von Lohnzusatzkosten entfällt während 
der Kurzarbeit für die jeweilige Dauer des Arbeitsaus-
falles. Dies beruht auf der gesetzlichen Regelung im 
Lohnfortzahlungsgesetz. Nach § 2 Abs. l des Lohnfort-
zahlungsgesetzes ist den erkrankten Arbeitnehmern das 
ihnen bei der für sie maßgebenden regelmäßigen Arbeits-
zeit zustehende Entgelt fortzuzahlen. In Abs. 2 ist be-
stimmt, daß bei Kurzarbeit die verkürzte Arbeitszeit für 
ihre Dauer als die maßgebende regelmäßige Arbeitszeit 
anzusehen ist. Dies führt dazu, daß nach dem im Lohn-
fortzahlungsgesetz geltenden Lohnausfallprinzip auch 
den erkrankten Mitarbeitern im Falle der Kurzarbeit je-
weils nur der Kurzlohn fortzuzahlen ist. 
Ebenso wie die Kosten der Lohnfortzahlung entfallen 
auch die Zusatzkosten für sonstige bezahlte Freistellun-
gen, im wesentlichen für tariflich vereinbarte Freistellun-
gen aus persönlichen Gründen (Heirat, Jubiläum, Todes-
fall), wenn der Anlaß zufällig mit einem Ausfalltag zu-
sammenfällt. 
Zu den Lohnzusatzkosten für bezahlte Freistellungen ist 
zusammenfassend festzustellen, daß die Aufwendungen 
für die bezahlten Wochenfeiertage und den Tarifurlaub 
von der Kurzarbeit unberührt bleiben, während die Ko-
sten der Lohnfortzahlung und für die sonstigen tarif-
lichen Freistellungen während des Arbeitsausfalles ent-
fallen. 

Gesetzliche Sozialkosten 
Für den Verlauf der Arbeitgeberverträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung gibt es im Falle der Kurzarbeit recht 
differenzierte Bestimmungen. 
Die Arbeitgeberbeiträge zur gesetzlichen Rentenversiche- 

5) Dies ergibt sich aus § l Abs. l FLG, da Arbeitszeit, die an einem gesetzlichen 
Feiertag gleichzeitig infolge Kurzarbeit ausfällt, als infolge des gesetzlichen 
Feiertages ausgefallen gilt. Vergleiche Gesetz zur Regelung der Lohnzahlung 
an Feiertagen (FLG) vom 2. August 1951 § l Abs. l Satz 2. 
Zur Kug-Regelung für gesetzliche Feiertage und zu den Ausnahmerege-
lungen für kontinuierliche Betriebe vgl. Kuhn, A., Kurzarbeit und Kurz-
arbeitergeld, Blätter für Steuerrecht, Sozialversicherung und Arbeitsrecht, 
31. Jahrgang, Nr. 5/76 Seite 65 bis 68. 

rung entfallen während der Ausfallzeit nicht ganz, son-
dern nur zur Hälfte. Nach § 166.2 AFG bemißt sich der 
Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung für Kurz-
arbeiter nicht nach dem tatsächlich erzielten Kurzlohn, 
sondern nach dem fiktiven Vollohn, der ohne den Arbeits-
ausfall erzielt worden wäre. Den auf den Unterschieds-
betrag zwischen Vollohn und Kurzlohn, also auf die 
Ausfallzeit entfallenden Beitrag trägt zunächst allein der 
Arbeitgeber, dem die Bundesanstalt jedoch 75 % dieser 
Aufwendungen, also praktisch den Arbeitnehmeranteil 
und die Hälfte des Arbeitgeberanteils erstattet (§ 166.3). 
Dadurch verbleibt die Hälfte des Arbeitgeberbeitrages 
als Restgröße für die Ausfallzeit. 
Bei der gesetzlichen Krankenversicherung bleibt der 
Arbeitgeberbeitrag während der Kurzarbeit völlig unver-
ändert. Ebenso wie in der Rentenversicherung sind auch 
hier die Beiträge weiterhin aufgrund des fiktiven Voll-
lohnes zu entrichten (§ 163.1 AFG). Den auf die Aus-
fallzeit entfallenden Beitrag trägt zunächst wiederum der 
Arbeitgeber, dem die Bundesanstalt in diesem Falle je-
doch nur 50 % dieser Aufwendungen, also de facto den 
Arbeitnehmeranteil erstattet. Somit ist auch für die Aus-
fallzeit der volle Arbeitgeberbeitrag aufzuwenden. 
Bei der Arbeitslosenversicherung entfallen dagegen die 
Beiträge während der Ausfallzeit ganz. Nach § 65 AFG 
gelten zwar die Versicherungsverhältnisse als fortbeste-
hend, während der Zeit des Versicherungsfalles brauchen 
jedoch keine Beiträge geleistet zu werden. Die Umlage 
zur Berufsgenossenschaft als Trägerin der gesetzlichen 
Unfallversicherung reduziert sich mit der verringerten 
Lohnsumme und entfällt somit ebenfalls für die Ausfall-
zeit ganz. 
Als Fazit kann zum Verlauf der gesetzlichen Sozialkosten 
festgehalten werden: der Arbeitgeberbeitrag bleibt bei 
der Krankenversicherung völlig unverändert, er reduziert 
sich bei der Rentenversicherung auf die Hälfte und ent-
fällt bei der Arbeitslosen- und der Unfallversicherung 
ganz. 

Tarifliche Sonderzahlungen 

Die letzte Gruppe der Lohnzusatzkosten sind die tarif-
lichen Sonderzahlungen. Dabei handelt es sich um die 
zusätzliche Urlaubsvergütung, die betriebliche Sonder-
zahlung und um die vermögenswirksamen Leistungen. 
Die Berechnungsmodalitäten und Anspruchsvoraussetzun-
gen für diese Sonderzahlungen sind in den einzelnen 
Tarifverträgen geregelt. 
Die zusätzliche Urlaubsvergütung setzt sich – etwa im 
Bereich der Metallindustrie – aus dem zusätzlichen Ur-
laubsentgelt (der Mehrarbeitsvergütung) und dem zusätz-
lichen Urlaubsgeld zusammen. Auf beide Größen ist die 
Kurzarbeit ohne Einfluß. Die Mehrarbeitsvergütung wird 
analog dem gesetzlichen Urlaubsentgelt nach dem Refe-
renzprinzip berechnet. Das zusätzliche Urlaubsgeld wird 
in der Metallindustrie als Prozentsatz des Urlaubsent-
gelts berechnet, für Arbeiter zur Zeit 50 %, und bleibt 
infolgedessen ebenfalls von der Kurzarbeit unbeeinflußt. 
In der chemischen Industrie wird das Urlaubsgeld als 
Festbetrag pro Urlaubstag gezahlt (§12 MTV). 
Ebenso bleiben auch die Kosten für die betriebliche Son-
derzahlung, meist in Form des Weihnachtsgeldes oder 
eines 13. Monatsgehaltes von der Kurzarbeit unberührt. 
Diese Einmalzahlungen betragen z. B. für die Beschäf-
tigten der Metallindustrie zur Zeit 50 % eines Monats- 
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gehaltes, wobei analog zum Urlaubsentgelt stets der Ver-
dienst während der Normalarbeitszeit zugrunde zu legen 
ist. 
Schließlich bleiben auch die Aufwendungen für die ver-
mögenswirksamen Leistungen durch die Kurzarbeit in-
soweit unverändert, als diese z. B. in der Metallindustrie 
lt. § 2 des Tarifvertrages über vermögenswirksame Lei-
stungen (vom 30. Oktober 1976) für jeden Kalender-
monat zu zahlen sind, für den mindestens 2 Wochen lang 
Anspruch auf Lohn oder Gehalt besteht6). 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß die tariflichen 
Sonderzahlungen nicht entsprechend dem Arbeitsentgelt 
gekürzt werden können, da sie in erster Linie an den 
Bestand des Arbeitsverhältnisses und nicht an die gelei-
stete Arbeitszeit anknüpfen und zudem tariflich auch 
für den Fall der Kurzarbeit abgesichert sind. 

6) Vgl. hierzu auch: Lücking, K., Vermögensbildung und Kurzarbeit, Arbeit 
und Beruf Nr. 6/1976, S. 165-166. 

7) Vgl.   hierzu   „Mitarbeiterwechsel   —   Was   Kündigungen   kosten“,   Wirt-
schaftswoche,   30. Jg.   Nr. 27/1976  S. 40-41.   Die   Alternativkosten   zur 
Kurzarbeit dürften u. U. niedriger als die Fluktuationskosten liegen, da 
hier die  Initiative  und eine Selektierung von Seiten  der Unternehmen 
ausgeht. 

 

Aus der tabellarischen Übersicht über die Wirkung der 
Kurzarbeit auf die Personalkosten der Betriebe (Ta-
belle 1) geht hervor, daß von den gesamten Personal-
kosten, die dort mit 160,2 % der direkten Lohnkosten 
angegeben und jetzt mit 100 % angesetzt sind, bei Kurz-
arbeit etwa 72 % entfallen, während 28 %, insbesondere 
in Form von Lohnnebenkosten, verbleiben. 
Bezogen auf die konkreten Daten des Jahres 1977 ergibt 
sich, daß bei einem Bestand von 231.300 Kurzarbeitern 
unter Zugrundelegung eines Stundenlohnes von 10,50 DM 
und eines durchschnittlichen Arbeitsausfalls von 20 % der 
Normalarbeitszeit (34 Std. pro Monat, 408 Std. per an-
num) den Unternehmen im Falle des Durchhaltens der 
Kurzarbeiter ohne die Institution des Kug für die Aus-
fallstunden folgende Kosten entstanden wären: 

 
Durch die Institution des Kurzarbeitergeldes wurden die 
Unternehmen im Jahr 1977 um 72,2 % dieser Kosten, 
also um Personalkosten in Höhe von 1.100,3 Mio DM 
entlastet, während sie für die Ausfallzeit anteilige Per-
sonalnebenkosten in Höhe von 423,7 Mio DM als Eigen-
behalt aufwenden mußten. 
Diese Kosten sind als Preis für die Erhaltung der ein-
gearbeiteten Belegschaft und der personellen Kapazität 
und als Alternativkosten zu eventuellen Entlassungs- und 
Wiederbeschaffungskosten anzusehen. Wenn die Unter-
beschäftigung im gleichen Umfang durch Entlassungen 
überbrückt worden wäre, würde dem Kurzarbeitsvolumen 
die Entlassung von rund 50.000 Personen entsprechen. 
Dies ergäbe bei durchschnittlichen Entlassungskosten 
(Minderleistungskosten, Abfindungszahlungen) und Wie-
derbeschaffungskosten (Anwerbe-, Einstell- und Einar-
beitungskosten) von 22.000 DM, wie sie 1976 als durch-
schnittliche Fluktuationskosten ermittelt wurden7), einen 
Betrag von 1.100 Mio DM. 
Ferner ist zu berücksichtigen, daß sich die während der 
Ausfallzeit anfallenden Restkosten mindernd auf den 
Ertrag und das Betriebsergebnis auswirken und dadurch 
die steuerliche Belastung des Unternehmens reduzieren. 

3. Die Wirkungen auf das Arbeitnehmereinkommen 
Nach der Kostensituation der Betriebe soll im folgenden 
die Wirkung der Kurzarbeit auf das Arbeitnehmerein-
kommen dargestellt werden. Dabei besteht naturgemäß 
der grundsätzliche Zusammenhang, daß sich eine Lohn-
kostenersparnis auf Betriebsseite zunächst in einem Ein-
kommensausfall auf Arbeitnehmerseite widerspiegelt, 
während betriebliche Kostenremanenz für die Arbeitneh-
mer zu einer Einkommensstabilisierung führt. Auf eine 
erneute, auf das Arbeitnehmereinkommen bezogene Dar-
stellung der tariflichen und gesetzlichen Kurzarbeitsbe-
stimmungen kann deshalb verzichtet werden. 
Die unmittelbare Transformation von Personalkosten in 
Arbeitnehmereinkommen gilt in erster Linie für die di- 
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rekten Lohnkosten, wobei freilich nicht alles, was auf 
Unternehmensseite Aufwand ist, auf Arbeitnehmerseite 
verfügbares Einkommen ist. Der unmittelbare Zusam-
menhang gilt z. B. für den Block der tariflichen Sonder-
zahlungen und für die bezahlten Freistellungen, während 
die betrieblichen Aufwendungen für die gesetzliche So-
zialversicherung nicht direkt einkommenswirksam wer-
den, sondern nur den sozialen Besitzstand (Rentenan-
spruch, Krankheitsschutz) und die unverminderte und 
ungeschmälerte soziale Sicherheit auch in und für Zeiten 
der Kurzarbeit gewährleisten. 
Ein entscheidender Faktor für die Wirkung auf das 
Arbeitnehmereinkommen ist die Zahlung des Kurz-
arbeitergeldes, das von der BA in Höhe von 68 % des 
normalen Nettoentgelts gewährt wird. (§ 68.4 AFG). Be-
messungsgrundlage hierfür ist das bisherige Nettoentgelt 
und die Zahl der Ausfallstunden (§ 68.1 AFG). Das 
Kug wird in 5 Leistungsgruppen gewährt, in denen der 
Familienstand, die Lohnsteuerklasse und die Sozialabga-
ben der Arbeitnehmer berücksichtigt sind. 
Im Unterschied zum Arbeitslosengeld bezieht sich der 
Prozentsatz von 68 % jedoch nur auf die Ausfallzeit, 
so daß die Gesamteinbuße, bezogen auf das Monatsein-
kommen, je nach dem Anteil von Arbeitszeit und Aus-
fallzeit faktisch wesentlich geringer ist (vgl. Abbildung 2). 
Das Einkommen des Kurzarbeiters setzt sich aus dem – 
im übrigen unverändert sozialversicherungs- und steuer-
pflichtigen – Kurzlohn für die geleistete Arbeitszeit 
und dem Kug für die ausgefallene Arbeitszeit zusammen. 
Je höher die Ausfallzeit, umso höher der Nettolohnaus-
fall, da sich der Anteil des Kug am gesamten Kurz-
arbeitereinkommen erhöht. 
Der tatsächliche Nettolohnausfall wird aber nicht nur 
durch die Kug-Zahlung, sondern in hohem Maße auch 
durch eine steuerliche Entlastung bedingt, da Lohn- und 
Kirchensteuer im Gegensatz zu den Sozialabgaben nicht 
vom fiktiven Vollohn, sondern vom verringerten Kurz-
lohn erhoben werden. Dies führt je nach der bisherigen 
Einkommenshöhe und Steuerklasse vor allem oberhalb der 
Proportionalzone des Einkommensteuertarifs (16.- bzw. 
32.000,- DM) zu einem Degressionsgewinn. 
Dieser Degressionsgewinn soll anhand des bereits bei der 
Aggregation der betrieblichen Kostenersparnisse zu-
grunde gelegten durchschnittlichen Kurzarbeitereinkom-
mens für das Jahr 1977 aufgezeigt werden. 
Ausgehend von dem durchschnittlichen Bruttostunden-
verdienst für Arbeiter in der Industrie8) ergibt sich für 
die Kurzarbeiter ein nach der Geschlechtsstruktur gewich-
teter Bruttostundenlohn von ca. 11,20 DM 

 
Da bei der Bemessung des Kug bestimmte Bestandteile 
des statistisch ermittelten Bruttostundenlohnes, insbeson-
dere Entgelt für Überstunden, Mehrarbeitszuschläge, Er-
folgs- und Anwesenheitsprämien sowie Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, zusammen etwa 
6 – 7 % des statistischen Durchschnittsverdienstes, außer 
Betracht bleiben, kann als Bemessungsgrundlage für das 

8) Quelle: Statistisches Bundesamt, WiSta 3/1978, S. 193. Die Angestellten-
gehälter bleiben hier unberücksichtigt. 
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Die Rechnung zeigt, daß sich infolge der Kurzarbeit auch 
eine nachträgliche Verringerung des durchschnittlichen 
Steuersatzes für die Vollarbeitsmonate und damit für das 
gesamte Jahreseinkommen ergibt, so daß sich der Ein-
kommensverlust bezogen auf das normale jährliche 
Nettoeinkommen in dem genannten Fall auf 0,8 % bzw. 
absolut auf 113,33 DM beziffert. 
Die Höhe der Verdiensteinbuße wird maßgeblich von 
den unterschiedlichen Grenzsteuersätzen in den einzelnen 
Steuerklassen und innerhalb der Steuerklassen von der 
Höhe des bisherigen Vollohns beeinflußt. Bei einer Ver-
anlagung in Steuerklasse III ergäbe sich für den oben 
angeführten Beispielfall eine monatliche Einkommens-
einbuße von 3,9 % bzw. ein absoluter Verdienstausfall 
von 51,80 DM pro Monat. 
Aus den Berechnungen der Tabelle 3, die freilich den 
Bestimmungen und Änderungen des jeweils geltenden 
Steuertarifs unterworfen sind, läßt sich als Fazit folgen-
des festhalten: 
Bei konstantem Ausmaß der Kurzarbeit ist der Verdienst-
ausfall im System der progressiven Einkommensbesteue-
rung bis zur Höhe der Beitragsbemessungsgrenze umso 
geringer, je größer der Degressionsgewinn aus dem Ver-
lauf des Steuertarifs ist. 

Zu beachten ist, daß das Kug einen Lohnersatz nur für 
den vom Normallohn entstandenen Einkommensausfall 
darstellt und eventuelle zusätzliche Einkommenseinbußen, 

die durch den vorgezogenen Abbau von Überstunden 
entstehen, hier unberücksichtigt sind. 
Die Abbildung 3 zeigt am Beispiel eines 20prozentigen 
Arbeitsausfalls, daß bei niedrigem Einkommen in der 
Proportionalzone bzw. am Beginn der Progressionszone 
ein vergleichweise geringer Prozentsatz des Nettoeinkom-
mens erreicht wird, da in diesen Einkommensgruppen 
kaum Steuerersparnisse realisiert werden. Mit steigendem 
Einkommen wird bis zur Höhe der Beitragsbemessungs-
grenze der gesetzlichen Krankenversicherung (1977 = 
2.550,- DM) infolge der Degressionsgewinne ein ständig 
höherer Prozentsatz des normalen Nettoentgelts erreicht. 
Ab dieser Bemessungsgrenze werden die Steuerersparnisse 
beim Kurzlohn durch die nunmehr relativ abnehmenden 
Krankenversicherungsbeiträge beim Vollohn, gegenüber 
den noch unveränderten Beiträgen beim Kurzlohn, kom-
pensiert, sodaß der relative Anteil des Kurzarbeitsein-
kommens am Normaleinkommen zurückgeht. 
Bei Einkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze 
der Renten- und Arbeitslosenversicherung (1977 = 
3.400 DM) tritt dann ein noch stärkerer Einkommens-
verlust ein. Dies liegt daran, daß das Kug einen Lohn-
ersatz nur für den Teil des Einkommens innerhalb der 
Beitragsbemessungsgrenze darstellt. Die Beitragsbemes-
sungsgrenze ist das maximale Entgelt, von dem die 
Arbeitslosenversicherung Beiträge erhebt. Deshalb wer-
den Arbeitslosengeld und Kurzarbeitergeld umgekehrt 
auch nur bis zu dieser Bemessungsgrenze geleistet. Für 
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darüberliegende Einkommen wird demzufolge nur der 
Höchstsatz des Kug, bezogen auf den der Beitragsbemes-
sungsgrenze entsprechenden Stundenlohn (1977 = 
19,82 DM) gewährt, sodaß sich bei höher liegenden 
Stundenverdiensten der Erstattungsbetrag im Ergebnis 
auf weniger als 68 % des tatsächlichen Nettoverdienstes 
einstellt. 

Der den Arbeitnehmern insgesamt durch die Kurzarbeit 
entstandene Einkommensausfall kann durch empirisches 
statistisches Material nicht ermittelt werden, da die Kurz-
arbeiter weder in der Arbeitsmarktstatistik noch in den 
Haushaltszahlen der BA getrennt nach Steuerklassen er-
hoben werden. 

Der Einkommensausfall wird für das Jahr 1977 deshalb 
in einer Modellrechnung (Tabelle 4) ermittelt. Dabei 
wird zunächst davon ausgegangen, daß der Jahresdurch-
schnittszahl von 231.300 Kurzarbeitern bei einer durch-
schnittlichen Kurzarbeitsdauer von 5 Monaten insgesamt 
555.100 Fälle von Kurzarbeit zugrunde liegen (Spalte 13) 
und sich diese in ihrer Struktur ebenso wie die Gesamt-
zahl der Steuerpflichtigen auf die einzelnen Steuerklassen 
und damit auf die Leistungsgruppen des AFG verteilen. 
Bei der Verteilung der Kurzarbeiter auf die Steuerklas- 

sen werden also die Besetzungszahlen der Lohnsteuer-
statistik (Sp. 12) zugrunde gelegt. 
Des weiteren wird davon ausgegangen, daß sich auch das 
Durchschnittseinkommen der Kurzarbeiter (1977 = 
10,50 DM pro Stunde bzw. 21.672,- DM per annum) 
in seiner Struktur ebenso wie das Einkommen der ge-
samten Steuerpflichtigen auf die einzelnen Steuerklassen 
verteilt (Sp. 4). Daraus ergibt sich, daß das Kurzarbeiter-
einkommen in den Steuerklassen I, II und V, also bei 
Ledigen und bei mitverdienenden Ehefrauen niedriger 
angesetzt wird als bei verheirateten Arbeitnehmern in 
den Steuerklassen III und IV. 
Der Jahresvollohn (Sp. 4) gilt als in 12 Monaten mit 
einer Normalarbeitszeit von 172 Stunden erzielt. Das 
Jahreseinkommen bei Kurzarbeit (Sp. 6) setzt sich aus 
dem Einkommen von 7 Vollarbeitsmonaten zu 172 Stun-
den und 5 Kurzarbeitsmonaten zu 138 Stunden zusam-
men. Der Teilzeiteffekt ist in Steuerklasse V berücksich-
tigt. 
Der Betrag des Kurzarbeitergeldes (Sp. 9) ergibt sich aus 
den Leistungssätzen des AFG (Sp. 8) und der Gesamt-
zahl der Ausfallstunden während der 5-monatigen Kurz-
arbeitsperiode. Aus der Differenz zwischen Nettovollohn 
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einerseits (Sp. 5) und Nettokurzlohn plus Kug (Sp. 10) 
andererseits ergibt sich der durchschnittliche Einkommens-
verlust pro Kurzarbeiter und Steuerklasse (Sp. 11). 
Die Tabelle zeigt, daß der Einkommensverlust in der 
Steuerklasse III am höchsten ist, da hier auch die Löhne 
am höchsten sind, aber nur geringe Steuerersparnisse er-
zielt werden, während sich in den Steuerklassen I, IV und 
V nur ein geringer Einkommensausfall ergibt, da hier der 
Nettolohnausfall durch das Kug und durch starke De-
gressionsgewinne kompensiert wird. 
Durch die Multiplikation des durchschnittlichen Einkom-
mensverlustes (Sp. 11) mit der jeweiligen Zahl der Fälle 
(Sp. 13) erhält man den gesamten Einkommensausfall 
pro Steuerklasse (Sp. 14), durch die Addition der Beträge 
in den einzelnen Steuerklassen die Summe des Einkom-
mensausfall für die Kurzarbeiter insgesamt, der sich 
1977 demzufolge auf 130,1 Mio DM beziffert. 
Das Ergebnis dieser Modellrechnung stimmt in seiner 
Größenordnung mit einer Durchschnittsrechnung auf-
grund der Einkommensverteilung und der durchschnitt-
lichen Steuerbelastung aus der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung überein9). 

4. Die finanzielle Wirkung für die 
Gebietskörperschaften 

Die Gebietskörperschaften sind an den Kosten und an 
der Finanzierung der Kurzarbeit insofern beteiligt, als 
die erwähnten Steuerersparnisse der Kurzarbeiter zu La-
sten des Lohnsteueraufkommens gehen und für den Fis-
kus zu einem Einnahmeausfall führen. 
Der Staat hat während der Kurzarbeit erstens einen 
Steuerausfall für die effektive Ausfallzeit, da die Lohn-
steuer nur vom verringerten Kurzlohn erhoben wird. Er 
hat darüber hinaus aber auch einen Degressionsverlust 
für das Steueraufkommen während der Restarbeitszeit, 
der sich aus dem progressiven Verlauf des Einkommens-
steuertarifs ergibt. 
Durch die Kurzarbeit ergeben sich also Verteilungs-
effekte zugunsten der betroffenen Arbeitnehmer und zu 
Lasten des Fiskus, dem gemessen an dem Bruttoeinkom-
mensausfall ein überproportionaler Steuerausfall ent- 

9) Vgl. Einkommensentstehung und -Verteilung, lt. DIW Wochenbericht  
3-4/78, Tabelle s. 43. 

steht. In Fortführung der bereits erläuterten Modellrech-
nung (Tabelle 4) wird der Steuerausfall für das Haus-
haltsjahr 1977 in Tabelle 5 ermittelt. 
Aus der Differenz zwischen dem Lohnsteueraufkommen 
bei Vollarbeit und dem Lohnsteueraufkommen bei Kurz-
arbeit (Sp. 3 – Sp. 5) ergibt sich der durchschnittliche 
Steuerausfall pro Kurzarbeiter und Steuerklasse (Sp. 6). 
Multipliziert mit der Zahl der Fälle (Sp. 7) und addiert 
über die einzelnen Steuerklassen, erhält man den durch 
die Kurzarbeit insgesamt entstandenen Steuerausfall, der 
sich im übrigen noch um ca. 9 % anteiligen Kirchensteuer-
ausfall erhöht. 
Der Steuerausfall der Gebietskörperschaften beziffert sich 
1977 inclusive Kirchensteuerausfall auf 223 Millionen 
DM und beträgt damit rund 50 % des von der Bundes-
anstalt zur Finanzierung des Kurzarbeitergeldes aufge-
wendeten Betrages. Es kann vermutet werden, daß dem 
Staat infolge der Kurzarbeit darüber hinaus auch Unter-
nehmenssteuern auf den Umsatz bzw. auf den Ertrag 
entgehen, die aber im Rahmen dieses Modells kaum zu 
quantifizieren sind. 

5. Die Wirkung für die Sozialversicherungsträger 

5.1 Der finanzielle Aufwand der Bundesanstalt 
Den bedeutendsten Anteil an der Finanzierung der Kurz-
arbeit trägt die Bundesanstalt für Arbeit, deren finan-
zieller Aufwand zur Unterstützung der Kurzarbeit sich 
im Haushaltsjahr 1977 auf rd. 600 Mio DM belief. 
Die Gesamtaufwendungen der Bundesanstalt für die 
Finanzierung der Kurzarbeit setzen sich aus 4 Teilen 
zusammen: 
1) dem Kurzarbeitergeld im engeren Sinne, 
2) der  Erstattung  von  anteiligen  Rentenversicherungs-

beiträgen, 
3) der Erstattung von anteiligen Krankenversicherungs-

beiträgen, 
4) dem Ausfall eigener Arbeitslosenversicherungsbeiträge. 
Die Höhe des eigentlichen Kurzarbeitergeldes beträgt 
68 % des Nettolohnes, den die betroffenen Arbeitnehmer 
während der Ausfallstunden erzielt hätten. Die Kug-Be-
träge werden anhand einer nach Steuerklassen und Fami- 
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lienstand gestaffelten Tabelle in 5 Leistungsgruppen aus-
gezahlt, um zu gewährleisten, daß für alle Leistungs-
empfänger und unabhängig von den jeweiligen Steuer-
sätzen 68 % des Nettoentgelts erreicht werden. 
Zusätzlich dazu trägt die Bundesanstalt 75 % des auf 
den Unterschiedsbetrag zwischen Vollohn und Kurzlohn, 
d. h. auf die Ausfallzeit entfallenden Rentenversiche-
rungsbeitrages und 50 % des entsprechenden Kranken-
versicherungsbeitrages10). 
Diese Beiträge werden zwar von den Arbeitgebern vor-
finanziert, werden aber von der Bundesanstalt in dem 
genannten Umfang auf Antrag erstattet. 
Neben diesen ausgabewirksamen Leistungen verursacht 
die Kurzarbeit für die Bundesanstalt einen Einnahme-
ausfall, da während der Ausfallzeit die Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung entfallen. 

10)   Vgl. hierzu § 166 und § 163 AFG. 

Die Aufwendungen der Bundesanstalt für das Kurz-
arbeitergeld sind nach der Durchschnittsrechnung in Ta-
belle 6 ermittelt. Aus der Addition der Leistungssätze in 
den einzelnen Steuerklassen und Leistungsgruppen ergibt 
sich bei der im Modell zugrunde gelegten durchschnitt-
lichen Ausfallzeit von 170 Stunden bzw. 21 Tagen in 
555.100 Fällen der Gesamtbetrag von 454 Mio DM. 
Zum Vergleich werden in Tabelle 7 die Haushalts-Ist-
Ergebnisse der Bundesanstalt für die Jahre 1970 bis 1977 
aufgezeigt. Der Vergleich zeigt, daß die Modellrechnung 
unter den zugrunde gelegten Annahmen dem tatsäch-
lichen Haushaltsergebnis von 1977 entspricht. Die Über-
sicht 7 zeigt, daß die Pro-Kopf-Aufwendungen für das 
Kug im Zeitablauf erhebliche Schwankungen aufweisen. 
Dies beruht auf einer starken Heterogenität des Kurz-
arbeiterbestandes und des Kurzarbeitsvolumens, denn als 
Kurzarbeiter geht sowohl derjenige in die Haushaltsrech-
nungen ein, für den nur einmal im Jahr 3 oder 4 Arbeits-
tage ausfielen als auch derjenige, der monatelang in Form 
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eines 50 %igen Arbeitsausfalls kurzgearbeitet hatte. Fer-
ner ist zu berücksichtigen, daß die Pro-Kopf-Aufwen-
dungen an Kug auch von der Kurzarbeiterstruktur, z. B. 
von dem Frauenanteil, dem Angestelltenanteil, dem Teil-
zeitkräfte-Anteil und schließlich auch von dem Lohn-
niveau der jeweils betroffenen Branche abhängen. Der 
Sonderfall, daß sich 1972 die Gesamtausgaben mehr als 
verdoppelt haben, während die Kurzarbeiterzahl gegen-
über 1971 um 10.000 gesunken war, ist durch eine haus-
haltsrechtliche Abgrenzung begründet, da die extrem 
hohe Kurzarbeiterzahl von Dezember 1971 (411.059) 
wie alle Dezember-Werte bestandsmäßig dem alten 
Kalenderjahr zugerechnet wurde, sich finanzmäßig jedoch 
erst im Abrechnungsergebnis des Folgejahres (1972) nie-
derschlägt. 
Die finanzierten Sozialversicherungsbeiträge ergeben sich 
aus den Haushaltszahlen mit 102,1 Mio. DM an erstat-
teten Rentenversicherungsbeiträgen und mit 37,7 Mio. 
DM an erstatteten Krankenversicherungsbeiträgen. Zu-
sätzlich sind 3 % des ausgefallenen Bruttolohnes (1977 = 
951,3 Mio DM), also 28,5 Mio DM als Beitragsausfall 
zu veranschlagen. Die Gesamtaufwendungen der Bundes-
anstalt betrugen 1977 demzufolge 623 Mio DM. 
Darüber hinaus ergibt sich aus den Haushaltszahlen der 
Bundesanstalt, insbesondere aus dem Vergleich der Auf-
wendungen für das Kug (68 % des ausgefallenen Netto-
lohnes) und den tatsächlich erstatteten Rentenversiche-
rungsbeiträgen (75 % von 18 % des ausgefallenen Brutto-
lohnes), daß offensichtlich 26,3 Mio DM an RV- und 
11,9 Mio DM an KV-Beiträgen nicht erstattet wurden. 
Dies ist entweder darauf zurückzuführen, daß nicht alle 
Betriebe die Beitragserstattung beantragt haben, daß 
einige Betriebe die dafür geltende 3monatige Ausschluß-
frist versäumt haben11), oder aber daß in einigen Fällen 
für die Ausfallzeit überhaupt keine Beiträge entrichtet 
wurden. 
Für die Finanzierung der Kurzarbeit im Jahr 1977 
bleibt im Ergebnis festzuhalten, daß von der BA kraft 
Gesetz ein Mehrbetrag von 38,2 Mio DM aufzuwenden 
gewesen wäre, der aber entweder von den Unternehmen 
aufgebracht wurde oder aber den Renten- und Kranken-
versicherungsträgern als Beitragseinnahme entging. In 
der abschließenden Gesamtübersicht (Tabelle 8) werden 
diese, zum Teil streitbefangenen Beträge als gesonderter 
Posten ausgewiesen. 

5.2 Der finanzielle Beitrag der Kranken- und der 
Unfallversicherung 

Als letzte Kostenträger, die an der Finanzierung der 
Kurzarbeit beteiligt sind, sind die gesetzliche Kranken-
versicherung und die Unfallversicherung zu nennen. 
Die gesetzlichen Krankenkassen sind an den Kosten der 
Kurzarbeit insofern beteiligt, da sie während der Ausfall-
zeit das Kurzarbeitergeld für die erkrankten Arbeit-
nehmer finanzieren und für die Unternehmen die Lohn-
fortzahlungspflicht entfällt. Die erkrankten Arbeitneh-
mer erhalten für die Ausfallzeit Krankengeld in Höhe 
des Kurzarbeitergeldes und sind somit auch während der 

11)   Vgl. hierzu § 72 Abs. 2 AFG. 
12) Vgl. hierzu § 164, 2 AFG. 
13) Vgl. Tabelle 1. 
14) Vgl. Tabelle 1. 
15) Die Abbildung 4 verdeutlicht die Finanzierung auf der Basis einer Aus-

fallstunde. Die in Tabelle 8 dargestellten Proportionen zwischen Einkom-
mensausfall und Steuerausfall kommen erst bei dynamischer Betrachtung 
zum Tragen. 

Kurzarbeitsperiode mit ihren arbeitenden Kollegen 
gleichgestellt12). Dadurch sind die Krankenkassen, obwohl 
für das Beschäftigungsrisiko eigentlich nicht zuständig, 
am Kurzarbeitsrisiko beteiligt. Als Äquivalent dafür er-
halten sie jedoch – wie gezeigt – auch während der 
Ausfallzeit die volle Beitragseinnahme. In der abschlie-
ßenden Gesamtübersicht werden als Finanzierungsauf-
wand die Kosten der betrieblichen Lohnfortzahlung für 
die Ausfallzeit in voller Höhe der gesetzlichen Kranken-
versicherung zugerechnet13). Dies ergibt einen Finanz-
aufwand von 66,6 Mio DM (7 % der ausgefallenen Brut-
tolohnsumme). Auf die Ermittlung eines darin enthalte-
nen eigenen Einkommensausfalls und Steuerausfalls spe-
ziell für die erkrankten Arbeitnehmer wird im Interesse 
einer überschaubaren Darstellung verzichtet. 
Der Beitrag der Berufsgenossenschaften an den Kosten 
der Kurzarbeit besteht darin, daß sich aufgrund der ver-
ringerten Lohnsumme die Bemessungsgrundlage und da-
mit die Umlage zur Unfallversicherung reduziert. Als 
Finanzierungsanteil und Einnahmeausfall der Unfallver-
sicherung wird in der abschließenden Gesamtübersicht der 
Gesamtbetrag der den Unternehmen ersparten Beitrags-
leistungen in Höhe von 19 Mio DM, das sind 2 % der 
ausgefallenen Bruttolohnsumme angesetzt14). 

6. Zusammenfassende Darstellung 

Abschließend soll die Finanzierung der Kurzarbeit noch-
mals in einer Gesamtübersicht und in einem graphischen 
Modell veranschaulicht werden. Die Übersicht 4 zeigt, 
daß an der Finanzierung der Kurzarbeit 6 Kostenträger 
beteiligt sind.15) 
1. die  Bundesanstalt  für  Arbeit  finanziert  das  Kurz-
arbeitergeld und den Großteil  der auf die Ausfallzeit 
entfallenden Sozialkosten. 
2. Die gesetzliche Unfallversicherung hat einen Beitrags-
ausfall, der sich aus der verringerten Lohnsumme ergibt. 
3. Die Unternehmen tragen die restlichen Sozialkosten 
und   die  auf  die   Ausfallzeit   entfallenden   Lohnneben-
kosten.  Daß  den Unternehmen  unter Umständen auch 
Teile der direkten Lohnkosten verbleiben, wurde bei der 
Übersicht über die tariflichen Kurzarbeitsklauseln gezeigt. 
4. Die gesetzlichen Krankenkassen finanzieren die Kug- 
Kosten   für   die   während   der   Ausfallzeit   erkrankten 
Arbeitnehmer. 
5. Der Staat hat während der Kurzarbeit erstens einen 
Steuerausfall   für   die   Ausfallzeit   und   darüber   hinaus 
einen Degressionsverlust für das Steueraufkommen wäh-
rend der Restarbeitszeit. 
6. Schließlich tragen die betroffenen Arbeitnehmer einen 
Teil des Beschäftigungsrisikos in Form eines Eigenbehal- 
tes. 
Durch diese multipersonale bzw. multiinstitutionelle 
Finanzierung der Kurzarbeit und die Beteiligung meh-
rerer Kostenträger am Kurzarbeitsrisiko wird eine vor-
übergehende und solidarische Umverteilung an nicht 
nachgefragtem Arbeitsvolumen ermöglicht. 
Aus der Sicht des Hauptkostenträgers, der Bundesanstalt, 
ist sichergestellt, daß in jedem Falle zusätzlich zu den 
von der Arbeitsverwaltung eingesetzten Mitteln auch von 
den Leistungsempfängern bestimmte Eigenleistungen bzw. 
Eigenbehalte aufgebracht werden. Dadurch wird Miß-
brauch tendenziell eingeschränkt und eine überzogene 
Inanspruchnahme verhindert. Es kann hier mangels In- 
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formationen allerdings nicht geprüft werden, ob und in 
welchem Umfang den Kosten der Kurzarbeit faktisch 
Vorteile gegenüberstehen, die z. B. daraus resultieren, daß 
Lagerkosten und Preisrisiken über das im Gesetz vor-
gesehene Maß hinaus abgewälzt werden. 
Der verhältnismäßig hohe Eigenbehalt der Unternehmen 
ergibt sich daraus, daß neben den weiterlaufenden Sozial-
kosten auch die übrigen Personalnebenkosten auf die 
Ausfallzeit anteilig umgelegt werden. Ansonsten ergäbe 
sich eine unverhältnismäßig hohe Belastung der Rest-
arbeitszeit mit diesen Nebenkosten. Demgegenüber blei-
ben den Unternehmen jedoch die höheren Alternativ-
kosten im Falle von Entlassungsmaßnahmen und späte-
ren Wiedereinstellungen erspart. 
Wie gezeigt wurde übernimmt auch die Allgemeinheit 
in Form von Steuereinbußen einen Teil der Kosten und 

trägt somit dazu bei, daß größere, individuell unver-
schuldete soziale Härten und Qualifikationsverluste ver-
mieden werden, die im Falle der Kurzarbeitsalternative 
Arbeitslosigkeit entstanden wären. Der arbeitsplatzerhal-
tende Wert der Kurzarbeit differiert dabei nach dem 
Qualifikationsniveau der Betroffenen, da die Bereitschaft 
zum Durchhalten von Arbeitskräften erfahrungsgemäß 
bei höherer Qualifikation zunimmt. 

Mit dem Instrument Kurzarbeit bietet sich die Möglich-
keit einer reversiblen Arbeitszeitverkürzung in Form 
einer temporären Umverteilung der verringert nach-
gefragten Arbeitszeit. Die Kosten der Kurzarbeit sind 
für alle Beteiligten als Preis für die Erhaltung von 
Arbeitsplätzen und Arbeitsverhältnissen anzusehen und 
stellen gegenüber vorübergehenden Entlassungsmaßnah-
men das kleinere Übel dar. 
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